
eignung auszuweichen“. Das zweite Ziel war, den Besitz 
des Konzerns an Betrieben geschlossen in dieser „ge­
mischt-wirtschaftlichen“ Aktiengesellschaft zusammen­
zuhalten. Dabei wurden nach bewährter Methode die 
Interessen des Konzerns nicht nur durch die Aktien­
mehrheit, sondern auch durch personelle Verbindungen 
gesichert, indem Müller und Methfessel in den Vor­
stand, Koenemann in den Aufsichtsrat der Prevag 
kamen. Dem Zusammenhalt der Konzernbetriebe diente 
es ferner, daß die in die Prevag eingebrachten Unter­
nehmen aus der Verwaltung und der unmittelbaren 
Erfassung durch die Provinz ferngehalten wurden. Durch 
die Verordnung betreffend die Industriewerke der Pro­
vinz Sachsen war nämlich vorgesehen, daß alle dem 
Eigentum der Provinz unterstehenden Unternehmen in 
dieser Körperschaft zusammengefaßt werden sollten. 
Es war darin eine Industriegruppe II, Energie, vor­
gesehen. Tatsächlich wurde diese Industriegruppe II 
niemals gebildet. An ihre Stelle trat die Zusammenfas­
sung der Energiebetriebe in der Prevag. . . .

In diesem Stadium des Kampfes der Angeklagten 
gegen die Enteignung der DCGG beginnt auch die Mit­
wirkung des Angeklagten Brundert. Er gehörte dem 
Aufsichtsrat der Prevag als stellvertretender Vorsitzen­
der und dem Arbeitsausschuß an. Die Errichtung und der 
Ausbau derartiger Gesellschaften entsprach seiner wirt­
schaftspolitischen Auffassung und wurde, wie der Sach­
verständige darlegte, von ihm nicht nur bei der DCGG, 
sondern auch bei anderen vor der Enteignung stehenden 
Unternehmungen gefördert.

Noch im September 1948 versuchte er, mit Spitzfindig­
keiten die Auflösung der Prevag und die Unterstellung 
ihrer Betriebe unter die Deutsche Wirtschaftskommission 
zu verhindern und die Löschung der Prevag als Aktien­
gesellschaft im Handelsregister hinauszuzögern.

3. Die am schwersten wiegenden Durchkreuzungsmaß­
nahmen bestanden jedoch in der planmäßigen Ver­
schiebung riesiger Vermögenswerte in eine ausschließlich 
zu diesem Zwecke in Westdeutschland gegründete Ge­
sellschaft.

Das Ziel war, alle nicht in die Prevag eingebrachten 
Werte — diese glaubte man durch die Einbringung ja 
zunächst vor dem Zugriff des Volkes gesichert — im 
Westen auf der Grundlage einer GmbH zusammen­
zufassen. Es sollten so viele Vermögenswerte wie möglich 
nach dem Westen verschoben werden, damit dort der 
Wiederaufbau des alten Konzerns vor sich gehen konnte.

Wie sich aus der Aktennotiz über die Besprechung der 
Angeklagten Methfessel und Müller mit den Beauftrag­
ten von Schalfejew und Darge, Ulloth und Gebhardt, 
vom 12. Juli 1945 ergibt, hat der Gedanke einer West­
gesellschaft den Konzernleuten der DCGG bereits im 
Jahre 1945 vorgeschwebt. Aus dieser Notiz geht hervor, 
daß Dr. Schalfejew eine Zusammenfassung der Verwal­
tung des Konzerns an zwei Sitzen vorschlug, nämlich 
in Dessau und in Westdeutschland, und schon damals 
— allerdings vergeblich, was offenbar auf interne Rivali­
täten zurückzuführen ist — die Aushändigung aller bei 
Bankstellen hinterlegten Aktien und Beteiligungen an 
sich nach dem Westen verlangte.

Die ersten, unmittelbar auf die Verschiebung der 
Vermögenswerte gerichteten Vorbereitungen wurden 
bereits im Frühjahr 1946 getroffen. Nachdem Darge im 
März 1946 Dessau verlassen und sich nach Frankfurt 
begeben hatte, wurde mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
dort eine „Verbindungsstelle“ errichtet, die mit Darge 
als delegiertem Vorstandsmitglied und einem früheren 
Prokuristen, Dr. Glatzel, besetzt wurde. Am 11. Mai 
1946 stellten die Angeklagten Methfessel und Müller an 
Dr. Darge und Dr. Glatzel eine Vollmacht aus, wonach 
diese ermächtigt wurden, Vermögenswerte des , der 
DCGG gehörigen Gaswerkes Hagen-Eckesey in eine 
„neu zu gründende Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung“ einzubringen. Diese Vollmacht wurde vom Ar­
beitsausschuß des Aufsichtsrats, also auch von dem 
Angeklagten Kaatz, genehmigt. Damit wurde Darge, 
einer der führenden Männer der DCGG, der, wie aus 
dem Brief vom 21. Mai 1946 hervorgeht, aus grundsätz­
licher Gegnerschaft gegen die neue Entwicklung die 
damalige Ostzone verlassen hatte, ausdrücklich zur 
Wahrnehmung der Interessen der sequestrierten DCGG 
ermächtigt.

Nachdem die Verordnung vom 30. Juli 1946 ergangen 
und die ersten Enteignungsbescheide zugestellt worden

waren, wurde in der am 13. Dezember 1946 in Dessau 
abgehaltenen Aufsichtsratssitzung von Dr. Glatzel die 
Gründung einer besonderen Gesellschaft im Westen, in 
der die „in den westlichen Zonen gelegenen Betriebe 
und Beteiligungen zusammengefaßt und der die Wahr­
nehmung der Interessen der DCGG in den Westzonen 
treuhänderisch übertragen“ werden sollten, vor­
geschlagen, und zwar zunächst als „Wünsche“ der Ver­
waltungsstelle Frankfurt und dem scheinbar loyalen 
Hinweis, daß die Anregung mit aller Sorgfalt geprüft 
und Rücksprache mit den Vertretern der Provinzial­
regierung genommen werden solle. Dabei führte 
Dr. Glatzel jedoch aus, daß die Geschäftsleitung diesen 
Vorschlag mache, um „mehr Aktionsfreiheit“ zu haben, 
da man „mit Rücksicht auf die d r o h e n d e  Enteignung 
der DCGG im Osten diesen Weg für notwendig hält“. 
Dieser Bericht wurde vom Aufsichtsrat vorbehaltlos 
genehmigt.

Nachdem am 25. Februar 1947 die Enteignungs­
urkunde zugestellt worden war, wurde nunmehr vom 
Vorstand, also den Angeklagten Methfessel und Müller, 
am 6. März 1947 die Gründung der Deutschen Conti- 
nental-Gas-Gesellschaft mbH mit dem Sitz in Hagen 
beschlossen. Am 7. März 1947 erteilte Brundert, der 
Ministerialdirektor des Wirtschaftsministeriums, in einer 
Besprechung, an der bezeichnenderweise auch Koene­
mann teilnahm, Methfessel gegenüber seine Zustimmung. 
Am 18. Juni 1947 erfolgte die handelsgerichtliche Ein­
tragung der Gesellschaft, nachdem der Eilbedürftigkeit 
halber die Zustimmung der Aufsichtsratsmitglieder 
von Kaatz schriftlich am 13. Juni 1947 eingeholt worden 
war. Dr. Darge wurde zum Geschäftsführer bestellt; die 
Angeklagten Methfessel und Müller gehörten dem Ver­
waltungsrat an.

Die angeklagten Vorstands- und Aufsichtsratsmit­
glieder Methfessel, Müller, Herwegen und Scharf be­
gründen ihre Zustimmung zur Errichtung der West- 
Conti damit, daß sie die Anwendung des Gesetzes Nr. 52 
der amerikanischen Militärregierung verhindern wollten.

Diese Einlassung zeigt die hartnäckig feindselige 
Haltung der Angeklagten auf; die Verhandlung hat 
ergeben, daß alle Angeklagten als Gegner der ent­
schädigungslosen Enteignung in Wirklichkeit zu jeder 
Zeit nur von der Auffassung beherrscht waren, daß die 
Gründung der West-GmbH und alle mit ihrer Gründung 
zusammenhängenden Transaktionen im Interesse der 
Erhaltung des DCGG-Konzerns g e g e n  die Enteignung 
der DCGG im Osten notwendig sei. Dabei muß betont 
werden, daß eine richtige Anwendung des Gesetzes 
Nr. 52 den Prinzipien des Potsdamer Abkommens ent­
sprochen und keine Schädigung der Interessen des 
Volkes bedeutet hätte, während das Hinüberspielen der 
Vermögenswerte zu den alten Konzernherren auf alle 
Fälle das deutsche Volk schädigte.

Die Versuche von Kaatz und Brundert, das Gericht 
glauben zu machen, sie hätten der Gründung der West- 
Conti zugestimmt, um durch diese Gesellschaft die 
Interessen des Landes Sachsen-Anhalt und des Volks­
eigentums wahrnehmen zu lassen, scheitern schon daran, 
daß das Verhalten der Angeklagten, die sich in keiner 
Weise um das Schicksal der West-Conti kümmerten, ihre 
angebliche Absicht nicht im geringsten bestätigt; insbe­
sondere haben sie niemals auch nur einen Versuch ge­
macht, geschweige denn etwa darauf gedrängt, daß die 
gesamten Anteile der West-GmbH der Provinz Sachsen 
übertragen würden. . . .

Alle Angeklagten, abgesehen von dem abwesenden 
Methfessel, haben auch zugestanden, daß sie immer der 
Auffassung waren, daß schlechthin alle Vermögenswerte 
der DCGG von der Beschlagnahme und Enteignung er­
faßt waren. . . .

Daß die Angeklagten sehr wohl wußten, was in Wahr­
heit mit der Gründung der West-Conti und den Ver­
mögens-Transaktionen auf sich hatte, ja sogar damit 
rechneten, einmal für ihre Handlungen zur Verant­
wortung gezogen zu werden, geht aus der Tatsache 
hervor, daß sie sich unter dem maßgeblichen Einfluß 
Koenemanns ein juristisches Alibi zurechtzulegen ver­
suchten. Nach dem Aktenvermerk Koenemanns vom
30. Juni 1948 sollten sie sich, „im- äußersten Fall“, so 
verteidigen, daß ihnen höchstens der Vorwurf gemacht 
werden könnte, sie hätten sich eine falsche Rechtsansicht 
zu eigen gemacht. . . .
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